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Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anrechnung von Renten in der Arbeitslosenfürsorge 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

§ 1 

Die Grundrente der Besdiädigten nach 
§31 des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
vom 20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. t 
S. 791) ist auf die Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung nidit anzurechnen. Die Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung darf jedodi zusammen 
mit der Grundrente und der Ausgleichsrente 
nach § 32 des Bundesversorgungsgesetzes den 
Betrag nicht übersteigen, der beim Vorliegen 
..er Voraussetzungen an Arbeitslosenunter- 
stützung zuzüglich Grund- und Ausgleichs- 
rente zu gewähren wäre. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im FInanzsystein des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


S 3 

(1) Dieses Gesetz tritt zwei Wochen nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) In laufenden Unterstützungsfällen ist 
erstmalig anzuwenden 

a) § 1 Satz 1 auf Zahlungen für den Zah- 
lungszeitraum, der nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes beginnt, 

b) § 1 Satz 2 auf Zahlungen für den Zah- 
lungszeitraum, der nach Ablauf von 26 
Wodien nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beginnt. 

(3) Als laufende Unterstützungsfälle gel- 
ten die Unterstützungsfälle, in denen Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung in dem Zahlungs- 
zeitraum, in den der Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes fällt, zu zahlen ist oder ohne 
Anwendung der §§ 89, 90 bis 93 b, 112 und 
114 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung zu zahlen sein 
würde. Eine Unterbrechung des Unterstüt- 
zungsbezuges durcli Notstandsarbeit sowie 
durch eine Besdiäftigung von weniger als 
dreizehn zusammenhängenden Wochen bleibt 
hierbei unberücksichtigt. 



